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Berlin. (dpa) Die FDP strebt eine 
Modernisierungsoffensive für 
mehr altengerechte Wohnungen 
an. „Wünschenswert wäre eine 
Verzehnfachung der Quote des 
altengerechten und barrierefrei-
en Wohnraums von aktuell 2 auf 
20 Prozent bis 2030“, sagte der 
baupolitische Sprecher der FDP-
Bundestagsfraktion, Sebastian 
Körber, der Deutschen Presse-
Agentur. Unterstützung bekam 
er dafür vom Mieterbund und 
vom Eigentümerverband Haus & 
Grund. 

Laut einer neuen Emnid-Um-
frage bevorzugen zwei Drittel der 
Bürger ein sicheres und selbstbe-
stimmtes Wohnen im Alter statt 
des Gangs in ein Heim. Bereits in 
15 Jahren werde ein Viertel der Pri-
vathaushalte Bewohner haben, die 
70 Jahre und älter sind, schätzt der 
Bundesverband Freier Immobili-
en- und Wohnungsunternehmen. 

Die demografische Entwick-
lung dürfe nicht länger als Prob-
lem gesehen werden, sagte Kör-
ber. Er forderte einen nationalen 
Fahrplan für generationenge-
rechtes Wohnen - ähnlich wie bei 
der geplanten energiesparenden 

Modernisierung der Gebäude. 
Der FDP-Politiker verwies darauf, 
dass es in vielen Wohnungen kein 
Problem sei, das Bad oder den 
Eingangsbereich so umzurüsten, 
dass die Bewohner möglichst lan-
ge in den eigenen vier Wänden 
bleiben können.

Um die Quote rasch zu erhö-
hen, seien eine schrittweise Er-
höhung der Bundeszuschüsse 
etwa für zinsverbilligte Darlehen 
bei Neu- und Umbauten, höhere 
direkte Zuschüsse für eine Be-
standsanpassung, steuerliche 
Anreize sowie eine Verzahnung 
von altersgerechtem Umbau und 
energetischer Sanierung notwen-
dig, betonte Körber. Der Deutsche 
Mieterbund forderte, die Förder-
mittel von bisher 88 Millionen 
Euro im Jahr für altengerechte 
Modernisierungen zu erhöhen 
und gegebenenfalls mit energe-
tischen Sanierungen zu verknüp-
fen. Auch Haus & Grund forderte 
ein Handeln der Regierung. Präsi-
dent. Eine „unbürokratische, ein-
fache Förderung generationenge-
rechter Umbaumaßnahmen“ sei 
notwendig, so Präsident Rolf Kor-
nemann. //

FDP fordert Erhöhung auf 20 Prozent bis 2030

Mehr altengerechte Wohnungen

Berlin. Nach Ansicht des Bundes-
verbandes Europäischer Betreu-
ungs- und Pflegekräfte (BEBP e.V.) 
ist mit dem von Bundesgesund-
heitsminister Dr. Philipp Rösler 
gestarteten Pflegedialog endlich 
eine richtige und überfällige Dis-
kussion zur Pflege in Deutschland 
gestartet worden. Aus Sicht des 
BEBP ist es erfreulich, dass die-
se Probleme inzwischen von der 
Bundesregierung erkannt und 
konkret angegangen werden. „Wir 
freuen uns sehr, dass der Bundes-
gesundheitsminister endlich die 
richtigen Fragen stellt und die 
grundlegenden Probleme in der 
Pflege angeht. Allerdings kommt 
uns der Leitsatz „ambulant vor 
stationär“ zu kurz. Hier muss 
noch eine entscheidende Frage 
beantwortet werden: In welchen 
Strukturen soll die Versorgung 
- gerade im häuslichen Bereich - 
stattfinden?“, so Christian Bohl, 
1. Vorsitzender des BEBP.

Einen wichtigen Grundstein für 
die häusliche Versorgung bildet 
die bereits  gut ausgebaute Struk-
tur der ambulanten Pflegedienste. 
Bei der stundenweisen und der 
sogenannten „Rund-um-die-

Uhr“-Betreuung hingegen fehlen 
zielgerichtete und finanzierbare 
Angebote. Der BEBP setzt sich 
im Rahmen der häuslichen Ver-
sorgung von pflegebedürftigen 
Menschen für eine optimale sowie 
sinnvolle Kombination von Be-
treuungsdienstleistungen durch 
selbständige Betreuungskräfte 
und für Pflegedienstleistungen 
durch ambulante Pflegedienste 
ein. Der Pflegemarkt wird in Zu-
kunft aufgrund der demographi-
schen Entwicklung weiter enorm 
wachsen. Die entstehende Dienst-
leistungsnische muss daher in 
Deutschland durch flexible und 
zeitgemäße Strukturen bedient 
werden. Dafür fehlt es jedoch an 
einer einfachen und klaren Ge-
setzeslage, welche sich nach den 
Wünschen und Nöten der Betrof-
fenen richtet. 

Die 2. Vorsitzende des BEBP 
und Rechtsanwältin Larisa Dauer 
betont hierbei: „Wir fordern die 
Bundesregierung dringend auf, 
die Existenzgründung für selb-
ständig tätige Betreuungskräfte 
gerade in diesem Marktsegment 
zu vereinfachen. Der Gesetzgeber 
muss hier endlich juristisch kla-

re und einheitliche Regelungen 
schaffen, um diesen Dienstleis-
tern die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen für ihre wertvolle 
Tätigkeit zu geben. Auch die pfle-
gebedürftigen Menschen brau-
chen die Rechtssicherheit, die sie 
verdienen, um gelassen ihren Le-
bensabend genießen zu können.“ 

Der BEBP ist der Ansicht, dass 
nur die selbständige Ausführung 
der Betreuungsdienstleistung 
zur Lösung künftiger Personal-
engpässe beitragen wird. Denn 
Pflegebedürftige können dann 
Dienstleistungen nach Bedarf ab-
rufen und bleiben so flexibel. Die 
Betreuungsdienstleister hingegen 
nutzen die unternehmerischen 
Chancen des anwachsenden Pfle-
gemarktes durch intelligente 
Dienstleistungen. Letztendlich 
sorgt Rechtssicherheit auch für 
mehr wirtschaftliche Gerechtig-
keit, da die Nachfrage nicht nur 
das Angebot, sondern auch die 
Preise für diese Dienstleistungen 
festlegen wird. //
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Pflegekräfteverband fordert flexible Strukturen für ambulante Betreuung

BEBP begrüßt Pflegedialog der Bundesregierung

Von Henning Sauer, Rechtsanwalt 
und Fachanwalt für Sozialrecht

Auch bei nicht entzündeter und 
völlig reizloser Katheteraustritts-
stelle sind die notwendigen Ver-
bandswechsel der Behandlungs-
pflege zuzuordnen und damit eine 
Leistung der gesetzlichen Kran-
kenversicherung. Das Landessozi-
algericht Niedersachsen-Bremen 
(LSG) hat in seinem Urteil vom 22. 
Dezember 2010 (Az. L 1 KR 81/10) 
die Berufung der Krankenkasse 
zurückgewiesen und die Entschei-
dung der Vorinstanz bestätigt. 

Darmstadt. Hintergrund der Ent-
scheidung ist, dass fast alle Kran-
kenkassen in der Vergangenheit 
die Genehmigung von Verordnun-
gen Häuslicher Krankenpflege mit 
der Begründung abgelehnt haben, 
bei der Versorgung einer reizlosen 
Katheteraustrittsstelle handele es 
sich um eine Hilfe bei Ausschei-
dungen im Rahmen der Grund-
pflege.

Verschiedene Sozialgerich-
te hatten bereits zu Gunsten der 
Patienten entschieden, dass die 
Krankenkasse die Leistung über-
nehmen muss. Da nur wenige 
Krankenkassen diese Entschei-
dungen umgesetzt haben, muss-
ten auch in der Folgezeit viele 

Versicherte für Ihr Recht kämpfen. 
Auch in dem jetzt entschiedenen 
Fall hatte sich die Krankenkasse 
auf eine Stellu ngnahme des Me-
dizinischen Dienstes der Kran-
kenkassen (MDK) berufen und 
die Verordnung mit dem Hinweis, 
dass keine behandlungsbedürftige 
Wunde vorliege, abgelehnt. Nach 
einem erfolglosen Widerspruchs-
verfahren bekam der 
Patient bereits vor 
dem Sozialgericht 
Recht. Das LSG hat 
nun die bisherige 
Rechtsprechung be-
stätigt und klarge-
stellt, dass die HKP-
Richtlinien und das 
Leistungsverzeich-
nis bei der Versor-
gung eines supra-
pubischen Katheters 
keine Anforderun-
gen an das Vorliegen einer Wunde 
oder einer entzündlichen Verände-
rung stellen. 

Zur Begründung führte das Ge-
richt weiter aus, dass es für den 
Ausschluss von Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
einer ausdrücklichen Regelung be-
darf. In der Leistungsbeschreibung 
zur Katheterversorgung nach Nr. 
22 ist aber als Voraussetzung nicht 

beschrieben, dass akute entzündli-
che Veränderungen mit Läsionen 
der Haut vorliegen müssen. Das ist 
zwar beispielsweise bei der Stoma-
behandlung nach Nr. 28 der Fall. 
Allein der kurze Hinweis auf Nr. 
28 in der Spalte Beschreibung bei 
der Katheterversorgung ist jedoch 
nicht ausreichend.

Das Urteil ist noch nicht rechts-

kräftig. Auch wenn die betroffene 
Krankenkasse Revision einlegt, ist 
nicht zu erwarten, dass das Bun-
dessozialgericht das überzeugend 
begründete Urteil des LSG auf-
heben wird. Nach diesem Urteil 
haben nun bundesweit alle Pati-
enten gute Chancen, die ärztlich 
verordnete Katheterversorgung 
erfolgreich auch dann von ihrer 
Krankenkasse zu fordern, wenn 

keine entzündete Stelle oder Wun-
de vorliegt.

Praxistipps: Sollte es nach wie 
vor in vergleichbaren Fällen zu 
Ablehnungen seitens der Kassen 
kommen, sol lte der Patient in 
jedem Fall Widerspruch einlegen 
und gegen die Ablehnung vor-
gehen. Die Pflegedienste sollten 
auch in diesem Fall dem Patienten 

die verordneten 
und erbrachten 
L e i s t u n g e n 
privat in Rech-
nung stellen, 
damit dieser die 
Krankenkasse 
auf Erstattung 
der Kosten der 
zu Unrecht 
a b g e l e h n t e n 
Leistung in An-
spruch nehmen 
kann.

Darüber hinaus können Ver-
sicherte bei ihrer Krankenkasse 
auch beantragen, dass ihnen die 
bisher selbst getragenen Kosten 
der Katheterversorgung nachträg-
lich erstattet werden. Vorausset-
zung ist jedoch, dass die Leistun-
gen ärztlich verordnet waren. Hat 
die Krankenkasse die Katheter-
versorgung gänzlich ohne oder 
mit der Begründung abgelehnt, 

es läge keine Wunde vor, kann der 
Patient bei seiner Krankenkasse 
einen Antrag auf Überprüfung der 
Ablehnungsbescheide stellen und 
Erstattung der zu Unrecht von ihm 
verauslagten Kosten verlangen.

Auch die Versorgung bei per-
kutaner endoskopischer Gas-
trostomie (PEG) ist nach den 
HKP-Richtlinien und dem Leis-
tungsverzeichnis nicht vom Vor-
liegen einer Wunde oder entzünd-
lichen Veränderung abhängig. Die 
Genehmigungspraxis der Kran-
kenkassen ist hier jedoch genau so 
restriktiv und die Situation ist mit 
der bei der Katheterversorgung 
vergleichbar. Lehnt eine Kranken-
kasse die PEG-Versorgung mit 
der Begründung ab, es läge keine 
Wunde vor, sollte der Patient auch 
in diesem Fall Widerspruch einle-
gen und gegen die Ablehnung vor-
gehen.  //
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aktuelles Urteil zur Häuslichen Krankenpflege

Versorgung suprapubischen Katheters ist immer Behandlungspflege

„Die Pflegedienste 
sollten dem Patien-
ten die erbrachten 

Leistungen privat in 
Rechnung stellen“

Henning Sauer, Rechtsanwalt
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